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men und dazu Vorschläge unter­
breiten; sich konsequent für die 
Verwirklichung der Neuerervor­
schläge und für die Verbesserung 
der Organisation der Arbeit einset- 
zen. Die Beschlüsse der S. P. wer­
den dem Betriebsleiter über die 
Betriebsgewerkschaftsleitung als 
Empfehlung unterbreitet. Die Be­
triebsleiter sind verpflichtet, die 
S. P. zu unterstützen, über die 
Verwirklichung der Empfehlun­
gen zu berichten bzw. die Ableh­
nung der Empfehlungen vor den 
S. P. zu begründen. Die S. P. sind 
für die Werktätigen selbst eine 
Schule des Wirtschaftens, Verwal- 
tens und der Erziehung. Durch 
ihre aktive Mitarbeit in ihnen 
setzen sich die Werktätigen für 
günstigste Bedingungen zur Ent­
faltung der schöpferischen Initia­
tive bei der Gestaltung des ent­
wickelten gesellschaftlichen Sy­
stems des Sozialismus ein.

Standortverteilung (der Produktiv­
kräfte): räumliche Anordnung der 
Produktionsstätten, der Verkehrs­
netze, der technischen Versorgung 
sowie der Bevölkerung eines Lan­
des, einzelner Wirtschaftsgebiete 
und im internationalen Maßstab. 
Im Kapitalismus führt die Jagd 
um die günstigsten Anlagesphä­
ren der Kapitale zu einer un­
gleichmäßigen und unrationellen 
S. Daraus ergaben sich z. B. nach 
der ->- Spaltung Deutschlands 
wesentliche Schwierigkeiten für 
den wirtschaftlichen Aufbau in 
der DDR, weil sich fast die ge­
samte deutsche Grundstoffindu­
strie in den Westzonen befand. 
Erst unter sozialistischen Produk­
tionsverhältnissen ist eine plan­
mäßige S. möglich. Für die S. 
gelten folgende Prinzipien: a) An­
näherung der Produktion an die 
Rohstoffquellen und Verbraucher; 
dadurch werden die natürlichen 
Quellen rationell genutzt und un­
nötige Transporte vermieden;

b) schnelle Entwicklung ehemals 
rückständiger Gebiete; c) kom­
plexe Entwicklung der Wirt­
schaftsgebiete und territoriale Ar­
beitsteilung zwischen den Gebie­
ten; d) Berücksichtigung der 
militärischen Erfordernisse zur 
Verteidigung des Landes. Den per­
spektivischen Forderungen der S. 
wird in der DDR z. B. mit den 
Programmen zur Entwicklung der 
strukturbestimmenden Zweige der 
Volkswirtschaft und mit den Be­
zirksperspektivplänen Rechnung 
getragen.

Status quo: faktische oder recht­
liche Lage, die gegenwärtig be­
steht oder zu einer bestimmten 
Zeit bestanden hat; vorwiegend 
als Terminus des Völkerrechts an­
gewandt. Im Ergebnis des zwei­
ten Weltkriegs hat sich in Europa 
ein neuer S. q. herausgebildet. In 
Deutschland sind zwei selbstän­
dige Staaten entstanden: die DDR, 
ein sozialistischer Staat, und die 
westdeutsche Bundesrepublik, ein 
imperialistischer Staat. Während 
die Bundesrepublik die Ergeb­
nisse der Niederlage des deut­
schen faschistischen Imperialis­
mus und insbesondere die Exi­
stenz der DDR nicht anerkennt 
und die Überwindung des S. q. 
anstrebt, d. h. den S. q. ante bel­
lum (den politischen und territo­
rialen Zustand vor dem zweiten 
Weltkrieg) wiederherstellen will, 
tritt die DDR für die Durch­
setzung der Prinzipien der fried­
lichen Koexistenz und für die 
Festigung des S. q. ein.

Statut: Satzung, Ordnung, schrift­
liche Festlegung von Regeln, die 
Organisation und Tätigkeit ge­
sellschaftlicher Vereinigungen und 
Institutionen (auch internationa­
len Charakters) bestimmen. Das 
S. einer marxistisch-leninistischen 
Partei beruht auf den Prinzipien 
des ->■ demokratischen Zentralis-


